
Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 3. Oktober 
2012 — Jan Sneller/DAS Nederlandse Rechtsbijstand 

Verzekeringsmaatschappij NV 

(Rechtssache C-442/12) 

(2013/C 9/49) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Jan Sneller 

Kassationsbeschwerdegegnerin: DAS Nederlandse Rechtsbijstand 
Verzekeringsmaatschappij NV 

Vorlagefragen 

1. Lässt Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 87/344/EWG ( 1 ) es zu, 
dass ein Rechtsschutzversicherer, der in seinen Versiche­
rungsverträgen festlegt, dass rechtlicher Beistand in Gerichts- 
oder Verwaltungsverfahren grundsätzlich von Arbeitneh­
mern des Versicherers gewährt wird, sich darüber hinaus 
ausbedingt, dass die mit dem rechtlichen Beistand durch 
einen vom Versicherten frei gewählten Rechtsanwalt oder 
Rechtsvertreter verbundenen Kosten nur dann abgedeckt 
sind, wenn der Versicherer der Ansicht ist, dass die Fallbear­
beitung einem externen Rechtsvertreter übertragen werden 
muss? 

2. Macht es für die Beantwortung der ersten Frage einen Un­
terschied, ob für das betreffende Gerichts- oder Verwaltungs­
verfahren rechtlicher Beistand vorgeschrieben ist oder nicht? 

( 1 ) Richtlinie 87/344/EWG des Rates vom 22. Juni 1987 zur Koor­
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Rechts­
schutzversicherung (ABl. L 185, S. 77). 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 11. Oktober 2012 — 

Werner Krieger gegen ERGO Lebensversicherung AG 

(Rechtssache C-459/12) 

(2013/C 9/50) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Werner Krieger 

Beklagte: ERGO Lebensversicherung AG 

Vorlagefrage 

Ist Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 der Zweiten Richtlinie 
90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Koordinie­
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direkt­
versicherung (Lebensversicherung) und zur Erleichterung der 
tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie 
zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG (Zweite Richtlinie 
Lebensversicherung) ( 1 ) unter Berücksichtigung des Artikels 31 
Absatz 1 der Richtlinie 92/96/EWG vom 10. November 1992 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Ände­
rung der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG (Dritte 
Richtlinie Lebensversicherung) ( 2 ) dahin auszulegen, dass er einer 
Regelung — wie § 5a Absatz 2 Satz 4 VVG in der Fassung des 
Dritten Gesetzes zur Durchführung versicherungsrechtlicher 
Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. Juli 1994 (Drittes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG) 
— entgegensteht, nach der ein Rücktritts- oder Widerspruchs­
recht spätestens ein Jahr nach Zahlung der ersten Versicherungs­
prämie erlischt, selbst wenn der Versicherungsnehmer nicht 
über das Recht zum Rücktritt oder Widerspruch belehrt worden 
ist? 

( 1 ) ABl. L 330, S. 50. 
( 2 ) ABl. L 360, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof te ’s 
Hertogenbosch (Niederlande), eingereicht am 15. Oktober 
2012 — Granton Advertising BV/Inspecteur van de 

Belastingdienst Haaglanden (kantoor Den Haag) 

(Rechtssache C-461/12) 

(2013/C 9/51) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof te ’s Hertogenbosch 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Granton Advertising BV 

Beklagter: Inspecteur van de Belastingdienst Haaglanden (kantoor 
Den Haag)
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Vorlagefragen 

1. Ist der Ausdruck „sonstige Wertpapiere“ in Art. 13 Teil B 
Buchst. d Nr. 5 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG ( 1 ) (seit 
1. Januar 2007 Art. 135 Abs. 1 Buchst. f der Achten Richt­
linie 2006/112/EG ( 2 ) in geänderter Fassung) dahin auszule­
gen, dass er eine Grantoncard erfasst, bei der es sich um 
eine übertragbare Karte handelt, die zur (teilweisen) Bezah­
lung für Waren und Dienstleistungen verwendet wird, und, 
wenn ja, sind dann die Ausgabe und der Verkauf einer 
solchen Karte von der Umsatzsteuer befreit? 

2. Wenn dies nicht der Fall ist, ist dann der Ausdruck „andere 
Handelspapiere“ in Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 3 der Sechs­
ten Richtlinie 77/388 (seit 1. Januar 2007 Art. 135 Abs. 1 
Buchst. d der Achten Richtlinie 2006/112 in geänderter 
Fassung) dahin auszulegen, dass er eine Grantoncard erfasst, 
bei der es sich um eine übertragbare Karte handelt, die zur 
(teilweisen) Bezahlung für Waren und Dienstleistungen ver­
wendet wird, und, wenn ja, sind dann die Ausgabe und der 
Verkauf einer solchen Karte von der Umsatzsteuer befreit? 

3. Ist es, falls eine Grantoncard ein „sonstiges Wertpapier“ oder 
ein „anderes Handelspapier“ im vorbezeichneten Sinne dar­
stellt, für die Frage, ob deren Ausgabe und Verkauf von der 
Umsatzsteuer befreit sind, von Bedeutung, dass bei Verwen­
dung dieser Karte die Erhebung der Steuer auf (einen ver­
hältnismäßigen Teil des) für sie entrichteten Entgelts prak­
tisch illusorisch ist? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret 
(Dänemark), eingereicht am 17. Oktober 2012 — ATP 

Pension Service A/S/Skatteministeriet 

(Rechtssache C-464/12) 

(2013/C 9/52) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Østre Landsret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: ATP Pension Service A/S 

Beklagter: Skatteministeriet 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 6 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmoni­
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein­
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ( 1 ) dahin aus­
zulegen, dass der Begriff „durch die Mitgliedstaaten als sol­
che definierte Kapitalanlagegesellschaften“ Rentenkassen wie 
die im Ausgangsverfahren beschriebenen mit den nachfol­
gend genannten Charakteristika umfasst, wenn der Mitglied­
staat die in Abschnitt 2 des Vorlagebeschlusses angegebenen 
Institute als Kapitalanlagegesellschaften anerkennt: 

a) Der Ertrag für den Arbeitnehmer (Rentenversicherungs­
nehmer) hängt vom Ertrag der Investitionen der Renten­
kasse ab, 

b) der Arbeitgeber nimmt keine ergänzende Einzahlung vor, 
um dem Rentenversicherungsnehmer einen bestimmten 
Ertrag zu sichern, 

c) die Rentenkasse investiert die angesparten Mittel kollektiv 
nach dem Grundsatz der Risikostreuung, 

d) der wesentlichste Teil der Einzahlungen an die Renten­
kasse beruht auf kollektiven Vereinbarungen zwischen 
den Organisationen der Sozialpartner, die die einzelnen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber vertreten, und nicht auf 
der Entscheidung des einzelnen Arbeitnehmers, 

e) der einzelne Arbeitnehmer kann individuell entscheiden, 
weitere Einzahlungen an die Rentenkasse vorzunehmen, 

f) selbständige Gewerbetreibende, Arbeitgeber und Ge­
schäftsführer können sich dafür entscheiden, Rentenbei­
träge an die Rentenkasse einzuzahlen, 

g) ein im Voraus festgelegter Teil der kollektiv vereinbarten 
Ersparnisse für die Altersversorgung wird für eine lebens­
lange Leibrente verwendet, 

h) die Rentenversicherungsnehmer tragen die Kosten der 
Rentenkasse, 

i) Einzahlungen an die Rentenkasse sind innerhalb be­
stimmter betragsmäßiger Grenzen nach dem nationalen 
Einkommensteuerrecht abzugsberechtigt, 

j) Einzahlungen in eine individuelle Rentenversicherung 
einschließlich einer durch ein Geldinstitut angebotenen 
Rentenversicherung, bei der die Mittel bei einer Kapital­
anlagegesellschaft angelegt werden können, sind nach 
dem nationalen Einkommensteuerrecht in gleichem Um­
fang abzugsberechtigt wie unter Buchstabe i),
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